Gesetzlicher „EQUAL PAY“ – Auskunftsanspruch passt nicht mehr ins neue Tarifsystem

iGZ - Anfrage an das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit nebst positiver Antwort
 

Sehr geehrte Frau Dr. Rose Langer,

 

zunächst noch einmal ganz herzlichen Dank für Ihre Teilnahme an unserem Bundeskongress in Hannover. Ich hoffe, dass Ihnen unsere kleine Tagungsdokumentation inzwischen zugegangen ist. Zu dem auch von Ihnen dort thematisierten Auskunftsanspruch des Zeitarbeitnehmers gemäß § 13 AÜG, den wir nach Abschluss der Flächentarifverträge für einen „störenden Fremdkörper“ in dem neuen System halten mit – laut DIHT-Umfrage- schädlichen Nebenwirkungen im Rahmen der notwendigen Zeitarbeits – Akzeptanz bei den Kundenbetrieben, teilte uns hierzu jetzt Herr Prof. Dr. Burkhard Boemke (Uni Leipzig) folgendes mit:

 

Boemke / Lembke, Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, Nachtrag, Juni  2003

Zu § 13 AÜG: Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers (S. 116)

 

d) Auskunftsverlangen

Die Bestimmung gibt dem Arbeitnehmer einen Auskunftsanspruch. Ohne ein ausdrückliches Auskunftsverlangen des Leiharbeitnehmers ist der Entleiher zwar berechtigt, nicht aber verpflichtet, den Leiharbeitnehmer über die wesentlichen Arbeitsbedingungen zu informieren, die in seinem Betrieb vergleichbaren Stammarbeitnehmern gewährt werden.

e) Grenzen des Auskunftsanspruchs

Der Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers scheidet jedoch mangels eines Informationsbedürfnisses gemäß § 242 BGB aus, soweit die für vergleichbare Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen im Leiharbeitsverhältnis keine Anwendung finden, etwa weil ein einschlägiger Tarifvertrag Abweichungen vom Gleichbehandlungsgrundsatz im Sinne der §§ 9 Nr. 2, 3 Abs. 1 Nr. 3 a.E. regelt (vgl. § 12 Rn. 8). Insoweit ist die Auskunft für den Leiharbeitnehmer nicht erforderlich und für den Entleiher nicht zumutbar. Auskunftsansprüche bestehen generell nämlich nur im Rahmen der Erforderlichkeit und Zumutbarkeit.

 

Hierzu meine Fragen:

 

1. Teilt das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit diese Auslegung? 
2. Wäre es nicht sinnvoller und für alle Beteiligten klarer, die im AÜG enthaltene Tariföffnungsklausel auch auf den Auskunftsanspruch zu erstrecken? 

3. Sind entsprechende Gesetzesinitiativen geplant? 

 

In Erwartung Ihrer geschätzten Rückantwort verbleibe ich

mit freundlichen Grüßen

 

RA Werner Stolz

Bundesgeschäftsführer

 

Antwort des Bundesministeriums 

(Ministerialrätin Frau Dr. Rose Langer) vom 4. Juli 2003

 

Sehr geehrter Herr Stolz,

auch ich habe mich sehr gefreut, an Ihrem erfolgreichen Kongress teilnehmen zu dürfen. Wie Sie sich vorstellen können, sind für mich Informationen, Kritik und Anregungen aus erster Hand sehr wichtig. Ich möchte Ihre drei Fragen daher gerne sofort beantworten:

 

1. Frage: ja

2. Frage: ja

3. Frage: ja

 

Bitte haben Sie jedoch Verständnis, dass diese meine Äußerungen zwar völlig ernst gemeint sind, jedoch anders lautende Reaktionen durch Gerichte hinsichtlich der Frage 1 und des Parlaments hinsichtlich der Frage 2 und 3 nicht verhindern können. Ich bin jedoch persönlich überzeugt, dass es uns gelingen wird, eine entsprechende Klarstellung des Gesetzestextes nicht nur vorzuschlagen, sondern auch umzusetzen.

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihre Rose Langer
 

iGZ - Bundesgeschäftsstelle
Hüfferstr. 9 - 10
48149 Münster
Tel.: 0251-7779678
Fax: 0251-9720623
info@ig-zeitarbeit.de
www.ig-zeitarbeit.de
 

 

 

